
Herausgegeben vom 
Sozialreferat der Diözese Linz

Soziale Information Nr. 4

2021/4

Ein Beitrag über die Intensivsta-
tion eines bayrischen Kranken-
hauses: Die Aufnahmen zeigen 
verkabelte Patient*innen und 
Pflegepersonal in Schutzan-
zügen, der interviewte Inten-
sivmediziner wirkt erschöpft. 
Durch FFP2-Maske und 
Schutzvisier hindurch berichtet 
er von der nach wie vor großen 
Belastung des Pflegepersonals: 
Man habe „die Chance gehabt, 
durch Impfungen diese vierte 
Welle zu verhindern, und das 
ist nicht geschehen“. Von den 
sechs Menschen auf dieser bay-
rischen Intensivstation seien 
fünf ungeimpft – teils aus tiefer Über-
zeugung, teils aus Skepsis dem Impf-
stoff gegenüber. Im Folgenden spricht 
der Geschäftsführer des Kranken-
hauses sich für 1-G-Regel und Impf-
pflicht aus. Das Unverständnis und die 
Frustration der Krankenhausmitarbei-
ter*innen sind deutlich zu spüren. Er 
fordert Solidarität mit dem Gesund-
heitspersonal ein.
  Solidarität: Ein Begriff, der in den 
vergangenen Jahren angesichts des 
steigenden Wohlstands bei zuneh-
mender Individualisierung und der 

man dadurch nicht nur die 
eigene Gesundheit wahrte, 
sondern auch diejenigen 
schützte, die selbst nicht 
dazu in der Lage gewesen 
sind. Weniger explizit 
wurde aber thematisiert, 
dass solidarisch sein auch 
bedeutete, Verantwortung 
für unser gesellschaftliches 
Gesamtsystem zu überneh-
men. Denn in Situationen, 
die unsere Systeme bedro-
hen (Pandemien, Klima- 
oder Naturkatastrophen, 
etc.), kommt es auf jede und 
jeden von uns an: Unsere 

Gesundheits- und Versorgungssys- 
teme sind so angelegt, dass einer-
seits alle von ihnen profitieren kön-
nen, andererseits müssen sie jedoch 
auch von allen geschützt werden. Wir 
haften gemeinsam für unsere gesell-
schaftlichen Systeme. Da die Pandemie 
diese gemeinsame Verantwortung 
offenlegte, waren Solidaritätsbekun-
dungen während der ersten Lockdown- 
phase noch in aller Munde. Sie 
äußerten sich insbesondere in der Ein-
haltung der Maßnahmen, aber auch 
durch kurzfristig organisierte Nach-

Von Paulina Pieper 

Solidarität in Zeiten der Pandemie?

Schwächung von Solidargemein- 
schaften mehr und mehr in den Hinter-
grund rückte, der aber zu Beginn der  
COVID19-Pandemie eine Renaissance 
erlebte. 

Wir haften gemeinsam – wer 
solidarisch ist, bleibt zuhause
„Solidarisch sein“ hieß im Frühjahr 
2020, die staatlich angeordneten Maß-
nahmen zu befolgen: stay home und 
social distancing waren das Gebot der 
Stunde. Ein offensichtlicher Grund für 
derart solidarisches Verhalten war, dass 

Zu Beginn der Pandemie wurde der Begriff Solidarität hochgehalten – Nachbarschaftshilfe und gegenseitige 
Rücksichtnahme waren das Gebot der Stunde. Nach eineinhalb Jahren Corona-Krise sieht die Situation anders 
aus: Konflikte rund um die Themen Impfen, Masken und Lockdowns spitzen sich zu und Spaltungen entstehen. 
Auch für die Kirchen, pastorale Mitarbeiter*innen und allgemein für Christ*innen sind neue Herausforderungen 
entstanden, die bewältigt werden wollen. Im Folgenden schildern zwei Theologinnen ihre Sicht zu aktuellen 
Schwierigkeiten und möglichen Lösungswegen. 



Solidarität in Zeiten der Pandemie?

zeigt, die sich nicht so verhalten, wie 
die Gesellschaft es von ihnen erwar-
tet: „Die solidarische Gesellschaft ist 
nicht nur für die da, die angeblich alles 
richtig machen. Sie ist auch für die da, 
die echt oder angeblich einiges falsch 
machen. Solidarität hängt nicht davon 
ab, dass der, der Hilfe braucht, sich 
so verhält, wie es die anderen erwar-
ten. Das Spital ist daher auch für den 
geöffnet, der betrunken an den Baum 
gefahren ist.“ 
Christ*innen können sich – wie so oft 
– dabei ein Beispiel an Jesus nehmen: 
Er zeigte sich solidarisch mit allen 
Menschen, indem er sich vor allem 
mit denjenigen beschäftigte, die vom 
gesellschaftlichen Leben ausgeschlos-
sen waren. Diese Annahme hat sowohl 
für kirchliches und pastorales als auch 
für individuelles christliches Han-
deln Konsequenzen, die nicht allein 
in einer geistlichen Haltung zum Aus-
druck kommen können, denn Solida-
rität ist immer eine tätige Solidarisie-
rung. Daher muss sich eine christlich 
Haltung auch heute in ein prakti-
ziertes, umfassend solidarisches Tun 
hinein entfalten. Doch die Frage ist: 
Was können wir nun als Einzelne im 
privaten Bereich und als pastoral Han-
delnde im beruflichen Kontext konkret 
tun? Unabhängig davon, wie wir sel-
ber zum Thema Impfung stehen, kön-
nen wir sehen und akzeptieren, dass 
Menschen sich in unterschiedlichen 
Lebensrealitäten bewegen; können wir 
das Gespräch mit den jeweils ande-
ren suchen, nicht ausweichen, sondern 
aktiv auf sie zugehen; können wir nach 
den Beweggründen für die jeweilige 
Position, nach  Ängsten und Zwei-
feln fragen; können wir die Sorgen und 
Nöte anderer ernst nehmen; können 
wir uns bemühen Spaltungstendenzen 
nicht zu verstärken; können wir Ange-
bote für alle offenhalten und nach alter-
nativen Möglichkeiten dafür suchen, 
wie erkrankte, geschwächte und ältere 
Menschen in unserem Verantwortungs-
bereich vor einer COVID-Infektion 
geschützt werden können.

barschaftshilfen und in Form von all- 
abendlichem Klatschen für das Pflege-
personal. Schon damals lautete die Bot-
schaft seitens der Verantwortlichen in 
Politik, Gesellschaft und Kirche: Wir 
müssen noch ein bisschen durchhalten, 
noch ein bisschen verzichten, noch ein 
bisschen zugunsten des Gemeinwohls 
und damit nicht alles zusammenbricht, 
solidarisch sein – und zwar so lange, 
bis es einen passenden Impfstoff gibt.

Lichtblick am Ende des  
Stay-Home-Tunnels
Der Impfstoff wurde zum Lichtblick 
am Ende des Stay-home-stay-safe-
Tunnels, und sowohl die bundesweite 
Initiative „Österreich impft“ als auch 
die landeseigenen Impfkampagnen 
stellten die Bereitschaft sich impfen 
zu lassen als solidarischen Akt an der 
Gesellschaft dar. Doch nicht nur der 
Staat warb für die Impfung, sondern 
auch die Österreichische Bischofs-
konferenz äußerte, dass sich gerade 
Christ*innen in der Pandemie eigen-
verantwortlich, rücksichtsvoll und soli-
darisch verhalten sollten. Dies gelte 
auch hinsichtlich der Impfung (Presse-
mitteilung ÖBK, 11/2020).
Vor allem unter Geimpften der jün-
geren Generationen löste die stagnie-
rende Impfquote auf Grund des damit 
in Verbindung gebrachten Mangels 
an Solidarität zunehmend Frustra-
tion und Wut aus. Mittlerweile ist die 
Debatte hochgradig emotionalisiert. 
Gespräche über Impfpflicht oder ein 
Mehr an Freiheit für Geimpfte führen 
zu hitzigen Diskussionen, Streit und 
Spaltungen. Positionen verhärten sich, 
Freundschaften und berufliche Koo-
perationen gehen auseinander, man 
schweigt einander auch in innerfamili-
ären Kreisen an. Die gesellschaftspoli-
tische Debatte stellt uns sowohl im pri-
vaten Bereich als auch bei der Arbeit 
in pastoralen Zusammenhängen vor 
Herausforderungen. So verweist der 
deutsche Publizist und Jurist Heribert 
Prantl darauf, dass wahre Solidarität 
sich gerade im Umgang mit denjenigen 

Die Welt mit den Augen 
Gottes ansehen
Wir können uns darin bestärken, Dif-
ferenzen und unterschiedliche Mei-
nungen auszuhalten, und wir können 
lernen auch dann in Beziehung zu blei-
ben, wenn jemand sich anders verhält, 
als wir es gewohnt sind oder als wir 
es von dieser Person erwartet haben. 
Christ*innensein besteht nicht darin, 
dass man „sich an bestimmte Inhalte 
klammert, die zusätzlich zum norma-
len oder weltlichen Leben Erfahrungen 
oder Rettung verbürgen, […] sondern 
dass man die ganze ungeteilte Welt mit 
den Augen Gottes ansieht“ (Dorothee 
Sölle, Atheistisch an Gott glauben).

Mag.a theol. Paulina Pieper 
Psychosoziale Beraterin in Ausbildung unter 
Supervision
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28. Solidaritätspreis 2022

Der Solidaritätspreis der Diözese 
Linz macht seit mehr als 25 Jahren 
Verborgenes und Wertvolles 
sichtbar:
Er holt Menschen vor den Vorhang, 
die zu einem guten Zusammen- 
leben beitragen. 
Für den Preis können Einzelper-
sonen, Gruppen oder Jugendpro-
jekte eingereicht werden,

die einen Bezug zu Oberöster- 
      reich  haben,
deren Einsatz auch für andere          
      eine Anregung sein kann oder
deren Lebenswerk „preiswürdig“ 
      ist.

Ehrenamtliches Engagement wird 
bevorzugt.
Einreichfrist bis Do., 10. Feb. 2022 
Preisverleihung: Mo., 16. Mai 2022, 
Linzer Landhaus

Einreichung ONLINE unter   
www.solipreis.at

 (0732) 76 10 - 32 51 
solidaritaetspreis@dioezese-linz.at



Seelsorge & Spiritualität in Krisenzeiten

Unterstützung zu leisten. Speziali-
sierung scheint daher in schwierigen 
Zeiten von entscheidender Bedeutung 
zu sein: eine spezifische Gemeinschaft 
zu verstehen und auf konkrete Bedürf-
nisse angemessen zu reagieren, nicht 
nur formal oder mechanisch.

Seelsorge wird heute als Nähe zu 
den Menschen in ihren spirituellen, 
psychologischen und physischen Be-
dürfnissen verstanden, und die Angst 
der Menschen sollte unsere größte 
Sorge sein.1 Papst Franziskus bezieht 
sich oft auf die Angst in der Bevölke- 
rung und betont, dass es keine Sünde 
ist, Angst zu haben; problematisch ist 
vor allem die unzureichende Reaktion 
auf die Angst: „Zweifel und Befürch-
tungen zu haben ist keine Sünde. Sünde 
ist es zuzulassen, dass diese Ängste un-
sere Antworten bestimmen, unsere Ent-
scheidungen bedingen, den Respekt 
und die Großherzigkeit in Mitleiden-
schaft ziehen, die Ablehnung nähren 
und Hass schüren.“2 Ängste zu erken-
nen sowohl bei Einzelnen als auch in 
der Bevölkerung und mit ihnen ver-
antwortungsvoll umzugehen, kann so 
zu einem Dienst der Kirche nicht nur 
an den Christ*innen, sondern an allen 
Menschen werden. In diesem Sinne 
kann man von einer spezifischen Form 
der Diakonie der Kirche gegenüber der 
allgemeinen Gesellschaft sprechen.

Spiritualität kultivieren
Papst Franziskus spricht oft von Ver-
trauen als Gegenpol zur Angst. Wäh-
rend es verschiedene Möglichkeiten 
gibt, Vertrauen auf sozialer oder poli-
tischer Ebene zu entwickeln, denke 
ich, dass es bei der Entwicklung von 
christlichem Vertrauen darum geht, die 
eigene Spiritualität der Menschen zu 
kultivieren. Tradition und Erfahrung 
lehren, dass authentisches spirituelles 
Wachstum zur ständigen Erkenntnis des 
Heils führt: Nicht ein Mensch, sondern 
Gott selbst – nah und liebevoll – lei-
tet unser Leben, unsere Gesellschaft, 
unsere Krisen. Je mehr Menschen Gott 

direkt kennen und mit ihm kommu-
nizieren, desto mehr Vertrauen ent-
wickeln sie für die Bewältigung von 
Lebenssituationen.

Jüngste Erhebungen haben einige 
wichtige Themen aufgezeigt: ein leich-
ter Anstieg der individuellen Spiritu-
alität während der Pandemie und ein 
erwarteter Rückgang des Kirchenbe-
suchs nach der Pandemie. Es scheint 
also, dass der Ruf nach aggiornamen-
to, der Anpassung an die neue Situati-
on, wieder aktuell ist. Welche Spiritua-
lität wünschen sich die Menschen heute 
und wie kann sich die Kirche an dieses 
neue Umfeld anpassen? Wie können 
beispielsweise das sakramentale Ange-
bot der Kirche und die spirituelle Nach-
frage der Menschen authentisch und 
gleichzeitig wohltuend in Einklang ge-
bracht werden?

In gewissem Sinne diente der Lock-
down als spirituelle Übung für die 
ganze Kirche: Er bot Abgeschieden-
heit, Stille und Impulse für die Re-
flexion der eigenen spirituellen Pra-
xis. Sie offenbarte ein Bedürfnis nach 
geistlicher Verantwortung und Beteili-
gung – die Kirche ist nicht allein für das 
geistliche Wachstum ihrer Mitglieder 
verantwortlich. Sie kann zwar eine ge-
wisse Unterstützung auf dem Weg bie-
ten, doch sind es die Menschen, die 
durch Gebet, Meditation und Bibel 
einen direkten Zugang zu Gott haben.

Der Wirbel um die geschlossenen 
Kirchen war also eine Herausforderung 
und ein Geschenk wie nie zuvor. Alle 
Christ*innen wurden nach dem Cha-
rakter ihres Glaubens befragt – nach 
der Authentizität ihres geistlichen Le-
bens und ihrem Engagement für in-
neres Wachstum. Auf diese Weise er-
möglichte diese Erfahrung sowohl dem 
einzelnen Menschen, als auch der in-
stitutionellen Kirche, ihren bisherigen 
spirituellen Weg zu überprüfen. 
1 Csiszar, K. „Kirche in Liebesdynamik.” In Missio-Logos. 2021: 
122.  2 Franziskus, 2“Welttag des Migranten und Flüchtlings.” 
14.1.2018.

Ass.-Prof.in Adela Muchova MA PhD,
am Institut für Pastoraltheologie an der 
Katholischen Universität Linz

Die Corona-Pandemie hat der Gesell-
schaft und der Religion ein neues Phä-
nomen beschert. Da sie praktisch alle 
Bereiche des menschlichen Lebens 
betrifft, hat sie nicht nur den Einzel-
nen und seinen persönlichen Glauben 
auf die Probe gestellt, sondern auch 
die Kirche und ihre seelsorgerischen 
Fähigkeiten.

Das wichtigste Präventionsinstru-
ment, der Lockdown, wurde für viele 
Menschen zu einer noch nie dagewe-
senen Erfahrung von Einsamkeit und 
Angst. Darüber hinaus offenbarte diese 
Erfahrung die Verwundbarkeit beste-
hender Systeme und Praktiken sowohl 
im sozialen als auch im religiösen Be-
reich. In diesem Text gehe ich kurz auf 
zwei Phänomene ein, die ich für die 
Kirche in der Zukunft für entscheidend 
halte: Wie man der Angst in der Gesell-
schaft (ad extra) begegnen kann und 
wie man auf die sich verändernde spiri-
tuelle Praxis (ad intra) angemessen rea-
gieren kann.

Thematisierung der Angst als 
Form der Solidarität
In Krisen spielen Emotionen eine wich-
tige Rolle: Durch die sozialen Medien 
geraten die Menschen sehr leicht in 
Bedrängnis; alle Probleme scheinen 
nah und bedrohlich. Ein angemessener 
seelsorglicher Umgang mit Emotionen 
wie Verwirrung und Angst ist daher 
eine echte Übung in christlicher Soli-
darität.

Während der Pandemie wurden so-
wohl psychologische als auch religiöse 
Ängste festgestellt. Während die Angst 
vor der Krankheit oder dem Tod allen 
Menschen gemein ist, hatten einige 
auch Angst vor einem Mangel an Spi-
ritualität. Ihr begrenzter Zugang zu Sa-
kramenten, Gemeinschaft und Unter-
stützung führte zu einer Angst vor dem 
„spirituellen Tod“. Es war das Gefühl 
der Unsicherheit und Angst, das wäh-
rend der Pandemie vorherrschte, und 
die Glaubensgemeinschaften brauch-
ten viel Kreativität, um entsprechende 

Von Ass.-Prof.in Adela Muchova MA PhD
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Innerhalb weniger Tage erobern die 
radikal-islamistischen Taliban im 
August 2021 Afghanistan. Seither häu-
fen sich die Berichte über Menschen-
rechtsverletzungen durch die Terror- 
organisation. Die Machtübernahme 
hat die Situation besonders für Frauen 
und Mädchen nochmals verschlechtert, 
obwohl sie schon vorher dramatisch 
war. So dürfen sie etwa das Haus nicht 
mehr ohne männliche Begleitung ver-
lassen, in Kabul haben Frauen an der 
Universität keinen Zutritt mehr.

Darüber hinaus steht die Grundver-
sorgung in Afghanistan vor dem Zu-
sammenbruch: Eine stark wachsen-
de Einwohner*innenzahl steht einer 
völlig unzureichenden Nahrungsmit-
telproduktion gegenüber. Fast jede*r 
Dritte im Land leidet Hunger, über 
zwei Millionen Kinder sind unterer-
nährt – dies wird verschärft durch eine 
akute Dürre. Fehlende Einkommen und 
keine funktionierenden Krankenhäuser 
verschärfen die Situation zusätzlich. 
Es ist keine Übertreibung, wenn wir 
sagen: Was in Afghanistan passiert, ist 
eine humanitäre Katastrophe.

Menschen auf der Flucht 
Die Bilder aus Afghanistan machen 
betroffen. Sie stärken aber auch das 
Bewusstsein dafür, warum Menschen 
ihre Heimat verlassen. Seit Beginn des 
Jahres wurden knapp 700.000 Men-
schen innerhalb Afghanistans ver-
trieben; 80 Prozent davon sind Frauen 
und Kinder. 

Entgegen so mancher Aussa-
gen wollen Menschen, die flie-
hen müssen, nur so weit von ihrer  
Heimat weg wie nötig. So sind bei-
spielsweise Pakistan oder der Iran – 
die Ende 2020 zusammen bereits 2,2 
Millionen registrierte Afghan*innen 
beherbergten – bereits völlig über- 
fordert mit der Situation. Laut 
UNHCR (Flüchtlingshilfswerk der 
Vereinten Nationen) wollen weitere 

500.000 Menschen das Land ver-
lassen. Klar ist: Die Nachbar-
staaten Afghanistans sind eben- 
falls auf Unterstützung angewie-
sen. Und die Erfahrungen aus der  
Vergangenheit zeigen, dass Fluchtbe-
wegungen nach Europa auch damit zu-
sammenhängen, wie Menschen in Kri-
senregionen versorgt werden können.

So hilft Caritas vor Ort
Die Situation für Hilfsorganisationen 
ist nach wie vor angespannt und teils 
äußerst gefährlich. Lokale Projekt-
partner*innen der Caritas Österreich 
und die Caritas in den jeweiligen Län-
dern mussten ihre Unterstützung und 
Hilfsprojekte sogar zeitweise ausset-
zen. Aktuell sind wir als Caritas für 
Menschen im Einsatz, die im pakista-
nischen Grenzgebiet nahe Quetta sowie 
im Landesinneren Schutz suchen. Wir 
verteilen Lebensmittel und Decken, 
Hygieneartikel und leisten medizi-
nische Versorgung. Und wir können 
inzwischen auch im kleinen Rahmen 
innerhalb Afghanistans Lebensmittel 
ausgeben. 

Besonders schutzbedürftige 
Menschen jetzt evakuieren! 
Klar ist aber: Diese Hilfe vor Ort kann 
angesichts der Extremsituation nicht 
genügen. Es muss jetzt um beides 
gehen: Um die wirksame Hilfe vor Ort 
und in den Nachbarländern – und hier 
ist die Aufstockung der Mittel durch 
die Bundesregierung, wenn auch nicht 
ausreichend, dann doch zu begrüßen. 
Es muss jetzt aber auch um die Evaku-
ierung besonders verletzlicher Men-
schen gehen – Menschen, die weder in 
Afghanistan noch in den Nachbarlän-
dern Schutz finden. Überlebende von 
Gewalt und Folter, gefährdete Frauen 
und Menschen, die dringend medizi-
nische Hilfe benötigen. Wir appellieren 
dringend für den Start eines humani-
tären Aufnahmeprogramms, mit wel-

Afghanistan. So kann Österreich helfen 
Die Lebensrealität für Menschen in Afghanistan hat sich durch die Macht-
übernahme der Taliban drastisch verschlechtert. 

Daniela Pamminger,
Caritas Österreich Auslandshilfe

chem diese Menschen zumindest in 
überschaubarer Zahl aus der Krisenre-
gion evakuiert werden. In Österreich 
gab es von 2013 bis 2018 insgesamt 
drei sogenannte Resettlement-Pro-
gramme, die unter dem Namen „Huma-
nitäre Aufnahmeprogramme“ durchge-
führt wurden. 1.250 Flüchtlinge aus 
der Türkei, aus Syrien und aus dem 
Libanon konnten so auf sicherem und 
legalem Weg nach Österreich gebracht 
werden. 

Langfristig – und auch angesichts 
der Klimakrise – müssen wir aus der 
Situation wie jener in Afghanistan und 
auch schon davor dagewesenen ler-
nen: Globale Solidarität und eine nach-
haltige und menschenrechtskonforme 
Ausgestaltung der europäischen Asyl- 
und Migrationspolitik ist alternativlos. 
Der Zugang zu Schutz in der Euro-
päischen Union und auch in Öster-
reich muss erhalten bleiben, es braucht 
europaweit einheitliche Aufnahmebe-
dingungen und Schutzgewährung und 
jede*r, der*die einen Antrag auf Asyl 
stellt, muss Zugang zu einem raschen, 
fairen und qualitätsvollen Verfahren 
haben. Denn Fakt ist: Schutzgewäh-
rung ist kein Gnadenakt, sondern gel-
tendes Recht. 

Zahlreiche Gemeinden und Pfar-
ren in ganz Österreich haben sich für 
die Hilfe und die Aufnahme beson-
ders verletzlicher Menschen aus Afg-
hanistan ausgesprochen, Bürgermei-
ster*innen aller politischen Parteien. 
Österreichs Bundespräsident hat sich 
dafür ausgesprochen. Die österrei-
chische Bischofskonferenz und die 
Katholische Frauenbewegung ebenso. 

Wir sind überzeugt: Diese Hilfe 
muss jetzt geleistet werden. Jetzt 
sofort. Weil es um konkrete Menschen-
leben geht.

Nähere Informationen und Möglich-
keiten zur Unterstützung finden Sie 
hier:
https://www.caritas.at/afghanistan



Die Zahl derer, die im Sahel bei 
Anschlägen ermordet werden oder 
vor Gewalt flüchtet, steigt täglich. So 
starben Mitte September sieben Men-
schen im Dorf Tcharba Koira, das in 
der Region Tillabéri im Südwesten des 
Niger liegt. In der ersten Oktober-Wo-
che kamen in Barsalogho in Burkina 
Faso zwölf Soldaten bei einem Angriff 
ums Leben, eine Woche später 14 zwi-
schen Bankass und Bandiagara im 
Nachbarland Mali. 

„Die Situation ist im ganzen Sahel 
katastrophal“, sagt Abdoul Aziz Diallo 
im Gespräch mit „Interesse“. Der 
frühere Vorsitzende des Interessen-
verbandes der Peulh, einer ethnischen 
Gruppen, die in ganz Westafrika ver-
breitet ist und Viehhaltung betreibt, be-
obachtet seit Jahren, wie die Region 
weiter destabilisiert wird. Aktuell sorgt 
er sich um Landwirtschaft und Vieh-
zucht, Lebensgrundlage von knapp 48 
Prozent der gut 20 Millionen Einwoh-
ner*innen. „Die Region Mopti ist für 
Viehzucht bekannt. Durch die Angriffe 
ist diese kaum noch möglich. Rund um 
die Stadt Nioro wird Reis angebaut. 
Doch auch dort nimmt die Gewalt zu.“ 
Zu erwarten sei, dass in Gegenden, in 
denen Gold abgebaut wird, – das Edel-
metall macht 75 Prozent der Export-
einnahmen aus – die Unsicherheit wei-
ter steigt. 

Kriminelle Banden und 
Terrorgruppen 
In Mali gibt es nach Einschätzung 
von Fodié Tandjigora, Soziologe und 
Dozent an der Universität von Bamako, 
drei Formen der Gewalt: Kriminelle 
Banden sind im Zentrum und Norden 
aktiv und haben selbstgemachte Waf-
fen sowie jene, die einst der malischen 
Armee gehörten. „Ebenfalls im Zen-
trum kommt es zu Ausschreitungen 
zwischen den ethnischen Gruppen 
Peulh und Dogon. Der Konflikt macht 
heute einen großen Teil der Gewalt 

aus.“ Weiter werden Anschläge von 
Terrorgruppen verübt. Dazu gehö-
ren der Islamische Staat der größeren 
Sahara (EIGS) und die der Al-Quaida 
nahe stehende Bewegung Jama’at 
Nasr al-Islam wal Muslimin (JNIM), 
ein Zusammenschluss dreier Terror-
milizen. In der Region Diffa im Süd-
osten des Niger operiert zudem seit 
mehr als acht Jahren die 2002 in Nige-
ria gegründete Gruppe Boko Haram. 
Landesgrenzen, die auf dem Kontinent 
ohnehin porös sind, kennen die Bewe-
gungen nicht. Vor allem JNIM verübt 
Anschläge im Nachbarland Burkina 
Faso, das noch bis 2014 als stabil galt. 
Längst ist bekannt, dass der damalige 
Präsident und Langzeitherrscher Blaise 
Compaoré, der im Oktober 2014 
gestürzt wurde, Deals ausgehandelt 
hatte. 

Heute spielt sich in Burkina Faso 
(21,3 Millionen Einwohner*innen) 
eine der schwersten Flüchtlingskri-
sen weltweit ab. Nach Einschätzung 
des Norwegischen Flüchtlingsrates 
(NRC) haben seit April statistisch ge-
sehen jede Woche 13.000 Menschen 
ihre Häuser verlassen. Das Flücht-
lingshilfswerk der Vereinten Nationen 
(UNHCR) zählt mehr als 1,4 Millionen 
Binnenvertriebene. Neben dem Nor-
den ist zunehmend der Osten betrof-
fen. Im ganzen Land sind mehr als 3,5 
Millionen Menschen, so die Vereinten 
Nationen, auf Unterstützung angewie-
sen. Dazu kommt der Zusammenbruch 
staatlicher Strukturen: 2.235 Schulen 
und etwa 15 Prozent der Krankenstati-
onen sind geschlossen. Dabei galt Bur-
kina Faso schon lange vor der schwe-
ren Krise als eines der ärmsten Länder 
der Welt.

Eine geopolitische Frage
In Mali findet indes die viertgrößte 
UN-Stabilisierungmission (Minusma) 
weltweit statt, die ein Mandat für bis 
zu 15.209 Soldat*innen und Poli-
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zist*innen hat. Dazu kommen bila-
terale Missionen wie Barkhane. Die 
französische Mission mit derzeit 5.300 
Militärangehörigen ist direkt in der 
Terrorbekämpfung aktiv, soll aber bis 
2023 halbiert werden. Auch in Niger 
und Burkina Faso gibt es Koopera-
tionen. In Bamako schüttelt Diallo 
den Kopf. „Europa wird diesen Krieg 
nicht gewinnen.“ Seiner Meinung nach 
müsse viel stärker gegen Drogen- und 
Waffenhandel vorgegangen werden. 
„Es ist eine geopolitische Frage“, sagt 
Gonta Alida Henriette Da, stellver-
tretende Präsidentin der Kom mission 
für Menschenrechte in Burkina Fasos 
Hauptstadt Oua gadougou: „Die Länder 
sind reich. Wir müssen wissen, wer die 
Drahtzieher sind.“ 

Vor allem aus Mali gibt es Informa-
tionen, dass Angehörige der Terror-
gruppen eine besonders rigide Form 
der Religionsausübung in Gegenden 
einfordern, die sie unter ihre Kontrolle 
gebracht haben. Dennoch betonen Ex-
pert*innen: Es ist weniger ein Islamis-
musproblem, sondern vielmehr ein so-
ziales, wirtschaftliches und politisches. 
Die Bevölkerung in allen drei Ländern 
wächst jährlich um bis zu 3,6 Prozent. 
Es fehlt aber an entsprechender Auf-
stockung an Schulen, Ausbildungszen-
tren und Krankenhäusern. Und durch 
den Klimawandel verkleinern sich die 
fruchtbaren Ackerflächen, und der Zu-
gang zu Wasser wird problema tischer. 
Sich einer Terrorgruppe anzuschließen, 
bedeutet ein Minimum an Versorgung 
und möglicherweise Aufstiegschancen, 
die in extrem undurchlässigen Gesell-
schaften sonst nicht gegeben sind. „Wir 
müssen verstehen, warum sich junge 
Menschen solchen Bewegungen an-
schließen“, so Menschenrechtlerin Da 
deshalb. 

Im Niger werden seit dem vergange-
nen Jahr Anschläge hauptsächlich in 
Tillabéri, der „Region der drei Gren-
zen“ verübt: Sie grenzt an Mali und 

In der Gewaltspirale

In den Sahelstaaten Mali, Burkina Faso und Niger operieren kriminelle 
Banden und Terrorgruppen. Auch ethnische Konflikte nehmen zu. 

Katrin Gänsler, Afrikawissenschafterin 
und Journalistin 
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Umweltpreis der Diözese Linz für ökologische Friedhofsgestaltung vergeben

Benannt nach der Enzyklika von Papst Franziskus wurde der „Laudato si‘ “- 
Preis der Diözese Linz am 1. Oktober 2021 im Pastoralamt vergeben .

Mag.a Barbara Eckerstorfer,  
Pressereferntin & Redakteurin , 

       Kommunikationsbüro Diözese Linz

Ausgezeichnet wurden die Pfarren 
Laakirchen, Ternberg, Pennewang 
und Vöcklamarkt für die ökologische 
Gestaltung ihres Pfarrfriedhofs.

Der Umweltpreis der Diözese Linz 
wird für vorbildliche Projekte in einem 
bestimmten Bereich kirchlichen Um-
weltengagements vergeben und ist mit 
insgesamt 5.000 Euro dotiert.

Gestiftet wird der Preis von der Linz 
AG. Die Preisvergabe findet alle zwei 
Jahre statt. War der Preis 2019 dem 
Bereich „Ökofaires Fest“ gewidmet, 
wurde er heuer für „Ökologie am Fried-
hof“ vergeben.

„Der bewusste und sorgsame Um-
gang mit unserer Umwelt und allen 
Geschöpfen ist für Papst Franzis-
kus in seiner Enzyklika Laudato si‘ 
ein Schlüsselfaktor. Das gilt auch 
für die Friedhöfe. Sie sind Natur- 
oasen und wichtiger Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere. Wertvolle Grün-
flächen können gestaltet werden, die 
positive Auswirkungen auf Luft und 
Klima haben. Die Friedhöfe als Orte 
des Gedenkens und der Begegnung 
werden so lebendige Inseln der Ruhe 
für Menschen, Pflanzen und Tiere“, 
erklärt Lucia Göbesberger, Leiterin 
der Abteilung Gesellschaft und The-
ologie und Umweltreferentin der  

Diözese Linz, warum heuer Pfarren 
für ihre Friedhofsgestaltung mit dem 
„Laudato si‘“-Preis ausgezeichnet  
wurden.

Einbezogen wurden dabei Krite-
rien wie Freiflächengestaltung, öko-
logische Planung und Pflege, Bewäs-
serung, Beleuchtung, Mülltrennung 
bzw. -vermeidung oder Gestaltung der 
Beisetzungsstätten.

Bei einem Festakt im Pastoralamt in 
Linz wurde am 1. Oktober 2021 zum 
zweiten Mal der „Laudato si‘“-Preis 
vergeben.

Über 30 Gäste waren zur fest-
lichen Preisverleihung gekommen, 
unter ihnen Josef Schwabeneder (Lei-
ter des Bereichs Bildung und Kul-
tur im Pastoralamt der Diözese Linz), 
Josef Froschauer (Vorsitzender Fach-
ausschuss Schöpfungsverantwor-
tung des Pastoralrates der Diözese 
Linz) und Mario Wagenhuber (Linz 
AG). Die Jury, bestehend aus Lucia 
Göbesberger, Michael Rosenberger 
(Vorstand des Instituts für Moral-
theologie an der KU Linz und Um-
weltsprecher der Diözese Linz) sowie 
Gerlinde Larndorfer-Armbruster  
(Projektleiterin „Bodenbündnis in 
Oberösterreich“), vergab die Preise an 
die Gewinner*innen. Die Feier wurde 

nach Green Event-Kriterien ausgerich-
tet, das vegetarische Bio-Buffet von  
„kulinario® eat.enjoy.explore.“ be-
geisterte ebenso wie die Musik von 
„Folk and Pepper“. 

Jurymitglied Michael Rosenberger 
betonte in seinen einführenden Worten, 
die schöpfungsgerechte Gestaltung 
von Friedhöfen sei eine große Heraus-
forderung: „Es braucht das Zusam-
menwirken von Friedhofsverwaltung, 
liturgisch Verantwortlichen und Grab-
besitzenden bis hin zu Bestattungsun-
ternehmen – und es ist ein Projekt über 
Generationen.“ 

Bei näherem Hinsehen werde klar, 
dass auf einem Friedhof viele öko-
logische Aspekte Hand in Hand gin-
gen: Umgang mit Wasser und Ener-
gie, Müll, Klimaschutz, Mobilität, 
Kremation versus Erdbestattung, 
vor allem aber auch das oft vernach-
lässigte, aber zusammen mit dem Kli-
maschutz wichtigste Umweltthema 
Schutz der Artenvielfalt – der Fried-
hof ist Lebensraum für eine vielfältige 
Tier- und Pflanzenwelt. 

Den Preistragenden seien be-
reits sehr gute Projekte gelungen, wie  
Gerlinde Larndorfer-Armbruster, die 
Expertin von „Bodenbündnis in Ober- 
österreich“, betonte. 

Burkina Faso. Die Menschenrechtsor-
ganisation Human Rights Watch zähl-
te bereits in den ersten sieben Monaten 
des Jahres mehr als 420 zivile Todes- 
opfer. Wie anderswo im Sahel auch 
zeigt es: je weniger der Staat präsent 
ist, desto leichter haben es kriminelle 
Gruppierungen. “

In eigener Sache

Dieser Ausgabe von INTERESSE liegt ein Zahlschein bei. Wir ersuchen Sie 
um Einzahlung eines freiwilligen 
Druckkostenbeitrages von 9 Euro für das Jahr 2021.
IBAN: AT37 5400 0000 0001 6972
Verwendungszweck: 4902 31231 Druckkostenbeitrag „Interesse“
Vielen Dank für Ihre Unterstützung!
Das Redaktionsteam
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Folgende Bücher sind im Sozialreferat 
entlehnbar:

W. Ötsch/N. Horaczek: Wir wollen 
unsere Zukunft zurück. Streitschrift 
für mehr Phantasie in der Politik. 
Westend Verlag, Frankfurt/Main 
2021, 222 Seiten.
Die politische Phantasie und poli-
tische Visionen scheinen abhanden 
gekommen zu sein, gut feststellbar 
in den Problemen des Klimawandels, 
des neoliberalen Sozialabbaus, der 
verhaltenen Migrationsfrage usw. Das 
bedeutet aber keine totale Abwendung 
von der Politik an sich, sondern es geht 
um eine neue, bessere Politik. Es sind 
eben wieder Visionen, Phantasien not-
wendig, auf die man sich fokussieren 
kann. 

Die Abwendung ist umkehrbar. 
Die Zukunft liegt in einer Politik von 
unten, in einer Redemokratisierung. 
Es gibt noch eine Chance, wir sind 
aber zum Handeln gezwungen. Es geht 
auch um eine Rückkehr zur Solidarität, 
es geht um den öffentlichen Verkehr der 
Zukunft, es gilt auch die Unternehmen 
als Verbündete zu gewinnen. Die Au- 
torin und der Autor führen zahlreiche 
Beispiele an, wie solche Bündnisse 
gelingen können. Mut, Zuversicht 
und Hoffnung kann man sich in dieser 
Streitschrift holen. Ein leicht lesbarer 
Appell zu weiteren Überlegungen auf 
internationaler Ebene.

M. Schlagnitweit: Einführung 
in die Katholische Soziallehre. 
Kompass für Wirtschaft, Politik und 
Gesellschaft. 
Herder Verlag, Freiburg im Breis-
gau 2021, 169 Seiten.
Die Katholische Soziallehre (KSL) 
scheint etwas aus dem Fokus der ge-
sellschaftlichen Diskussion geraten zu 
sein. Deshalb gibt diese Einführung 
in die Katholische Soziallehre einen 
Überblick über die wichtigsten Quel-
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Über rechte Hilfe

Leider muss ich immer 
erst nachdenken, bevor ich die Frage 
„Links oder rechts?“ korrekt beant-
worte. Das ist beim Tanzen lästig 
und in der Politik enervierend. Die 
Heimat finden wir mittlerweile alle 
gut. Die deutsche Sprache liebe auch 
ich sehr (aber eher wegen Jandls 
„lechts und rinks. kann man nicht 
velwechsern“ denn als Mittel, um 
„de Auslända“ zu schikanieren). Bei 
der Einschätzung der erzdepperten 
Taliban gibt es wahrscheinlich sogar 
Einigkeit mit Herbert „Antikörper“ 
Kickl. Ächz! 

Unlängst las ich, man möge die 
Welt nicht mehr in links und rechts 
trennen. Gemeint ist nicht, „ich hab 
ein Loch in meinem südlichen So-
cken“ zu sagen, sondern statt „links“ 
besser „solidarisch“ zu verwenden, 
und für das Gegenteil „national“. 
Nehmen wir etwa die „Hilfe vor Ort“ 
an den afghanischen Grenzen. Die 
völkischen Regierungsmitglieder 
haben schon für die Geflüchteten auf 
Moria lieber warme Luft gespendet, 
als die Kinder aus Dreck und Kälte 
zu holen. Vielleicht stellen sie jetzt 
die Kinderbetreuungszelte, die es nie 
nach Moria geschafft haben, in Us-
bekistan auf? 

Sie sehen, ich ärgere mich. Es 
kann eben keine „rechte“ Solidarität 
geben. Genauso wenig, wie es eine 
„rechte“ Satire gibt. Die geht näm-
lich immer von unten nach oben, 
das heißt: Man kritisiert die Mäch-
tigen, um den Ohnmächtigen zu 
ihrem Recht zu verhelfen. „Hilfe 
vor Ort“ ist aber, wenn die Mäch-
tigen den Hilflosen Rettung verwei-
gern. Im Übrigen bin ich ganz ohne 
Sarkasmus froh, dass sich das Delikt 
der unterlassenen Hilfeleistung noch 
nicht im Gesundheitssystem durch-
gesetzt hat. Sonst hätte man Man-
fred Haimbuchner lieber eine Gene-
sungskarte geschickt, als ihn in der 
Intensivstation zu retten, weil man 
keinen Pull-Effekt für andere Coro-
nakranke erzeugen wolle. 

      Ihre Weinbergschnecke

len und Inhalte. Eine Anleitung zu ei-
ner weitergehenden Vertiefung in die 
Texte des kirchlichen Lehramtes (So-
zialenzykliken der Päpste) von Rerum 
Novarum bis Fratelli Tutti. 

Nach einer grundlegenden Defini-
tion des Begriffes der Katholische So-
ziallehre wird auch auf die Prinzipien 
der Katholischen Soziallehre (Perso-
nalität, Solidarität, Subsidarität und 
Gemeinwohl) sowie auf die daraus 
abgeleiteten Subprinzipien der Sozial- 
lehre-Praxis (vorrangige Option für die 
Armen, Nachhaltigkeit und Dialog) 
eingegangen. 

In der heutigen gesellschaftspoli-
tischen Diskussion geht oft die Frage 
unter, was hinter einem Gesellschafts-
modell, was hinter den tagesaktu-
ellen Lösungen steht. Die Katholische  
Soziallehre gibt Anleitungen, darüber 
nachzudenken, und die vorliegende 
Einführung kann dabei helfen, sich in-
tensiver damit aus einanderzusetzen.

J. Leeb: Menschlichkeit in Zeiten 
der Angst. Reportagen über die 
Kriegsgebiete und Revolutionen 
unserer Welt. 
Suhrkamp Verlag, Berlin 2021, 235 
Seiten.
Die Fotojournalistin Julia Leeb berich-
tet von den gefährlichsten Orten dieser 
Welt in einem Zeitraum von 2011 bis 
2017. Vom Ausbruch des arabischen 
Frühlings in Kairo 2011, mehrmals 
vom Bürgerkrieg in Libyen, vom Be-
such in dem von der Außenwelt fast 
abgeschotteten Nordkorea, von einer 
Reise in das von Warlords beherrsch-
ten Gebiets im Kongo, von einer Rei-
se in ein Land, das es eigentlich gar 
nicht gibt – nach Transnistrien – und 
von einem Aufenthalt im Südsudan. 
Sie erzählt von Ereignissen, in denen 
sie selbst in Lebensgefahr geriet, aber 
auch von Begebenheiten, die zu Hoff-
nung, Mut, Menschlichkeit und Zuver-
sicht Anlass geben, vor allem durch 
Begegnungen mit Frauen. 

Julia Leeb gibt aber auch einen 
Überblick über ihr bisher 11-jäh-
riges Leben als Fotojournalistin. Er-
gänzt wird das spannend geschrie-
bene Buch durch viele Fotos aus den 
Krisengebieten.
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Gutes Leben für Alle
Politisches Gebet für Frieden –
Gerechtigkeit – Bewahrung der
Schöpfung
Do., 9. Dez. 2021, 18.15 Uhr
Mariendom, Domplatz, 4020 Linz
Gestaltet von der Katholischen Arbeit-
nehmerInnen Bewegung mit Stefanie 
Hinterleitner

Monatstreff Pax Christi OÖ
Friedensarbeit in der Kirche
Kirchliche Arbeit in Brasilien
Di., 30. Nov. 2021, 18.30 bis 20 Uhr
Referent: Christian Mayr
Urbi@Orbi, Bethlehemstraße 1a,
4020 Linz
Information und Anmeldung:
www.dioezese-linz.at/urbiorbi
 (0676) 87 76 60 00

Stadtspaziergang mit 
Vizebürgermeister Bernhard Baier 
im Dialog mit der Stadt Linz
Fr., 11. Feb. 2022 
Referent: Vbgm. Mag. Bernhard Baier 
(ÖVP)
Treffpunkt: 14.45 Uhr bei Urbi@Orbi, 
Bethlehemstraße 1a, 4020 Linz
Information und Anmeldung (erforder-
lich): www.dioezese-linz.at/urbiorbi
www.vhs.linz.at
 (0676) 87 76 60 00

Heimische Vögel und ihr 
Lebensraum 
Bei diesem Workshop lernen Sie die 
wichtigsten Vogelarten Österreichs in 
Garten und Siedlung, Feld und Wiese, 
in Wald und Wasser kennen.
Theorie:  
Sa., 29. Jän. 2022, 9.15 bis 12 Uhr
Praxis:  
Sa., 12. März 2022, 14 bis 17 Uhr
Referentin: Mag.ª Heidi Kurz
Ort: Bildungshaus Schloss Puchberg, 
Puchberg 1, 4600 Wels
Anmeldung:  (07242) 47 537
puchberg@dioezese-linz.at 

Lerngang für Beteiligungslots*innen im gesellschaftlichen Wandel

In diesem Angebot für junge Erwachsene geht es um ein Mitmischen, 
Mitentscheiden und Mitgestalten im gesellschaftlichen und kirchennahen 
Feld in Richtung einer enkeltauglichen, zukunftsfähigen Welt.

Egal ob es um Klima, Kirche, Kultur, Zusammenleben oder 
Regionalentwicklung geht, im Fokus stehen Veränderungs- und 
Beteiligungsprozesse.

Den Teilnehmer*innen wird ein Handwerkszeug vermittelt, um direkt ins 
Tun zu kommen.
Wenn du unter 40 Jahre bist und Interesse hast, dann 
Kontaktiere uns: 
 (0732) 76 10 - 32 09 oder kbw@dioezese-linz.at
Nähere Informationen: https://www.dioezese-linz.at/
beteiligungslotse

Das Buch Amos: Die soziale Botschaft der Bibel 
Im alttestamentlichen Buch Amos geht es zur Sache, wenn es darin heißt:  
„Weg mit dem Lärm deiner Lieder!“ oder: „Das Unrecht schreit zum Himmel.“ 
Die soziale Oberschicht richtet es sich, wie sie es will. Mehr als deutlich 
wird: Glaube besteht aber nicht im Formulieren frommer Sätze und dem 
Singen erbaulicher Lieder. Vielmehr: Ein erster Schritt ist das Benennen des 
Unrechts und der Unterdrücker; und: Glaube zeigt sich im ganz konkreten 
Handeln. Der Name Amos ist Programm: „Gott hat getragen!“

Referent: Franz Kogler 
Termin: Mi., 12. Jänner, 19 bis 20.30 Uhr
Ort: Online-Seminar (Zoom) 
Einstiegsdaten unter https://www.dioezese-linz.at/bibelwerk/zoom 
(Jeden Monat ein biblisches Buch)

28. Solidaritätspreis 2022
Wir setzen ein Zeichen für Solidarität, Menschlichkeit und Bewahrung der 
Schöpfung!

Als katholische Kirche ist es uns ein besonderes Anliegen, 
uns solidarisch mit den Benachteiligten und Vergessenen 
unserer Gesellschaft zu erklären und jene zu ehren, die sich 
für ein gutes Leben für ALLE Menschen einsetzen.
Nähere Informationen siehe Seite 2


